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Änderungsantrag zu WP-01-K3

Von Zeile 1123 bis 1134:
Wir stehen zu unseren Bündnisverpflichtungen und dem damit verbundenen notwendigen

Ausbau unserer Fähigkeiten. Dafür braucht es verlässliche Finanzierung mit einem

Verteidigungsetat, der dauerhaft die in der NATO vereinbarten und auch national definierten

Ziele und Bedarfe erfüllt und dafür dauerhaft deutlich mehr als 2 Prozent des

Bruttoinlandsprodukts in unsere Sicherheit und Verteidigungsfähigkeit investiert. Dies wird nicht

allein aus laufenden Einnahmen finanzierbar sein, sondern wird mittelfristig auch über eine

höhere Kreditaufnahme finanziert werden müssen. Wie zu Zeiten der Eurokrise und der

Pandemie braucht es auch auf europäischer Ebene eine gemeinsame finanzielle

Kraftanstrengung zur Friedenssicherung in Europa, wie es die Europäische Kommission

vorgeschlagen hat. Damit wollen wir auch europäische Synergieeffekte nutzen.

Wir wollen, dass Deutschland wieder verteidigungsfähig wird und stehen daher zur NATO-

Vereinbarung, 2 % des Bruttoinlandsproduktes (BIP) für die Verteidigung auszugeben. Die 2 %

sind aber für uns die Obergrenze und auch nur so lange gerechtfertigt, wie die militärische

Aggression Russlands in Europa andauert. Die Ausgaben für die Ukraine dürfen nicht zu Lasten

der Sozial-, Bildungs- Klimaschutz- oder anderer zukunftssichernder Maßnahmen gehen. Wenn

eine genügende Unterstützung der Ukraine im Rahmen des 2%-BIP-Beschlusses nicht möglich

ist, sind zusätzlich benötigte Mittel über erhöhte Kreditaufnahmen zu beschaffen.

Wie zu Zeiten der Eurokrise und der Pandemie braucht es auch auf europäischer Ebene eine

gemeinsame finanzielle Kraftanstrengung zur Friedenssicherung in Europa, wie es die

Europäische Kommission vorgeschlagen hat. Damit wollen wir auch europäische Synergieeffekte

nutzen.

Begründung

2 % des BIP sind aktuell 74 Milliarden Euro pro Jahr; zurzeit umfasst der Bundeswehretat 52

Milliarden pro Jahr. Die Formulierung des BuVo „dauerhaft deutlich mehr als 2%“ öffnet der

Ausdehnung des Militärhaushaltes Tür und Tor. Deutschland hat schon heute den siebtgrößten

Militäretat der Welt (Quelle: www.statistica.com) und die NATO ist Russland schon heute militärisch

überlegen (Quelle: www.greenpeace.de/publikationen/Kraeftevergleich_NATO-Russland).
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